
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Ich muß also hier 
noch einmal eindeutig sagen, daß wir uns in diesem Punkte mit­
einander auch so versprochen haben bei der Regierungserklä­
rung des Ministerpräsidenten,

(Unruhe im Saal)

nämlich mit der Absicht, nach Artikel 23 der Bundesrepublik 
Deutschland beizutreten. Und das wurde hier am 19.4. schon ein­
mal gesagt. Auch diese Absicht ist von diesem Hause mit der Re­
gierungserklärung schon bestätigt worden.

Zweitens: Sodann - haben wir miteinander versprochen - 
müssen diese Einzelheiten in einem Einigungsvertrag - wir ha­
ben sogar vom Staatsvertrag 2 gesprochen, aber wir sind nun der 
Meinung, es heißt Einigungsvertrag - festgelegt werden, wo 
zwischen der Bundesrepublik und der DDR ausgehandelt wer­
den soll, was auch in Übereinstimmung mit den internationalen 
Gegebenheiten zu lösen ist. Und schließlich muß man auch dabei 
in all den Überlegungen nie und nimmer den Adressaten verges­
sen, sondern man muß den Adressaten bedenken. Die DDR er­
klärt den Beitritt, und der Adressat ist die Bundesrepublik 
Deutschland. Und die Bundesrepublik Deutschland wird auch in 
bestimmten Momenten aufgefordert zu handeln, nämlich bei der 
Auslösung dieses Rechtsaktes.

Und wenn der Vorsitzende der PDS unserem Antrag Unzu­
länglichkeit oder Appell vorwirft: Das ist kein Appell, meine Da­
unen und Herren, sondern das ist die Rechtsauslegung der CDU/ 
DA-Fraktion mit den Möglichkeiten einer solchen Beitrittserklä­
rung, wie sie auch verfassungsmäßig auf der Grundlage der Ver­
fassungsgrundsätze hier in der DDR und auf der Grundlage des 
Grundgesetzes der Bundesrepublik Deutschland einzig und al­
lein nur möglich ist. Und ich bitte Sie, auch in diesem Sinne bei 
all Ihren Überlegungen nicht den einen Tag zum Springpunkt 
werden zu lassen, sondern die Gemeinsamkeiten oder die 
Grundsätze, mit denen wir uns eigentlich hier schon miteinan­
der versprochen haben.

(Beifall, vor allem bei CDU/DA)

Stellvertreter der Präsidentin Dr. Höppner:

Danke schön. Wir wollten keine Fragen zulassen.

(Unruhe im Saal)

(Zuruf von den Liberalen: Ich möchte etwas richtigstellen!)

Sie können irgendwann nach diesem Tagesordnungspunkt ei­
ne Erklärung abgeben. Nachdem jede Fraktion die Gelegenheit

_matte zu reden, ist die Debatte geschlossen. Das ist erst einmal
klar. Jetzt ist aber ein Antrag zur Geschäftsordnung. Bitte schön.

Dr.-Ing. Krüger (CDU/DA):

Herr Präsident! Die Fraktion der CDU/DA beantragt eine Un­
terbrechung der Sitzung für 20 Minuten, um sich noch einmal 
mit anderen Fraktionen beraten zu können.

Stellvertreter der Präsidentin Dr. Höppner:

Ich denke, daß der Versuch der Verständigung auf keinen Fall 
unterbunden werden sollte. Darum jetzt eine Pause.

(Beifall)

Es waren 20 Minuten beantragt, also 18.30 Uhr geht es weiter. 

(Unterbrechung der Sitzung)

Stellvertreter der Präsidentin Dr. Höppner:

Ich bitte die Abgeordneten Platz zu nehmen.

Meine Damen und Herren, ich denke, manche machen sich 
durchaus Sorgen, wann wir heute abend nach Hause kommen, 
und darum glaube ich, daß es angemessen ist, wenn wir nicht so­
lange warten, bis die Beratungen, um deretwegen wir eine Pause 
vorgesehen hatten, zum Abschluß kommen, sondern hier bera­
ten und die Beratung des Tagesordnungspunktes 4 a unterbre­
chen, die Abstimmung also noch für eine Weile aussetzen und 
andere Tagesordnungspunkte beraten.

(Vereinzelt Beifall)

Da erhebt sich kein Widerspruch, sondern sogar ein bißchen 
Beifall.

(Beifall)

Frau Wegener (PDS):

Könnten Sie eine Begründung dafür geben, warum wir jetzt 
weiterhin warten - es wurde vorher ja nur von einer Pause von 
20 Minuten gesprochen.

Stellvertreter der Präsidentin Dr. Höppner:

Weil die Beratungen, die in dieser Pause stattfinden sollten, 
nicht abgeschlossen sind.

(Poppe, Bündnis 90/Grüne: Da können die Großparteien das 
allein bestimmen.)

Wir gehen weiter in der Tagesordnung, ich rufe auf Tagesord­
nungspunkt 5

Beschlußempfehlung des Ausschusses für Ernährung, 
Land- und Forstwirtschaft
Gesetz über die Übertragung volkseigener Güter, staatli­
cher Forstwirtschaftsbetriebe und anderer volkseigener 
Betriebe der Land- und Forstwirtschaft in das Eigentum 
der Länder und Kommunen 
(2. Lesung)
(Drucksache Nr. 151 a)

Das Wort zur Begründung hat für den Ausschuß für Ernäh­
rung, Land- und Forstwirtschaft der Abgeordnete Dr. Paar.

Dr. Paar, Berichterstatter des Ausschusses für Ernährung, 
Land- und Forstwirtschaft:

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! In der Drucksache 
Nr. 151a liegt Ihnen die Beschlußempfehlung des Ausschusses 
für Ernährung, Land- und Forstwirtschaft zum Gesetz über die 
Übertragung

(Glocke des Präsidenten)

volkseigener Güter, staatlicher Forstwirtschaftsbetriebe und an­
derer volkseigener Betriebe der Land- und Forstwirtschaft in 
das Eigentum der Länder und Kommunen vor.

Bevor ich auf die Ergebnisse der gestrigen Beratung des er­
sten Gesetzentwurfes im Ausschuß eingehe, sei mir gestattet, 
auf die besondere Bedeutung dieser Gesetzesvorlage hinzuwei­
sen. Mit diesem Gesetz wird - falls Sie ihm Ihre Zustimmung ge­
ben - den Kommunen und Ländern erstmalig wieder die Gele­
genheit eingeräumt, einen ordentlichen Grundstock an Vermö­
gen aufzubauen, um damit ihre Aufgaben im Interesse der Bür­
ger überhaupt erfüllen zu können.

Die Kommunen werden damit zum Beispiel auch in die Lage 
versetzt, Kredite aufzunehmen und durch entsprechende Auf­
träge zu einer Belebung der Wirtschaft beizutragen.

Darüber hinaus werden Kommunen und Länder in Realisie­
rung des Gesetzes wieder in die alten, d. h. in die vor dem 8. Mai 
1945 bestehenden Eigentumsrechte eingesetzt.
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